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Stellungnahme 
 

Scoping-Verfahren für die Umweltprüfung zur 2. Änderung des Lan-

desentwicklungsplans NRW 
 
 
Sehr geehrter Herr Rösgen, 
 
wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Untersu-
chungsrahmen bzw. dem Umfang und Detaillierungsgrad der Umwelt-
prüfung („Scoping“) und des zu erarbeitenden Umweltberichts. 
 
Die Änderungen mit dem Ziel der Erleichterung und Beschleunigung 
des Ausbaus von Windenergie und Photovoltaik sind zu begrüßen. Ins-
besondere der Wegfall der 1.500-Meter-Abstandsregelung für Wind-
energie und die Schaffung von Vorgaben für Floating- und Agri-PV sind 
überfällig. Bei letzterer ist insbesondere zu beachten, dass ausreichend 
Flächen für wertvolle Biodiversität berücksichtigt werden, sowie auch 
die Ausgestaltung der Agri-PV-Anlagen unter Berücksichtigung von Bio-
diversitätserfordernissen vorgenommen werden sollte. 
 

Wir weisen auf die Notwendigkeit hin, einen Abgleich aller – zurzeit in 
Bearbeitung befindlichen Änderungsverfahren – von maßgeblichen 
kommunalen Planwerken mit Relevanz für die 2. Änderung des LEP vor-
zunehmen. Hinweise ergeben sich aus den Rückmeldungen aufgrund 
der Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 9 Abs.1 Raumordnungs-
gesetz (ROG) vom 15.09.2022.  
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Des Weiteren regen wir an, vorliegende und sich in Erarbeitung befindliche kommunale Konzepte 
und Strategien für erneuerbare Energien und den Umgang mit dem Strukturwandel im Rheini-
schen Revier zu berücksichtigen. Die vom Strukturwandel betroffenen Kommunen brauchen ei-
nen klar umfassten Rahmen, um ihre geplanten Maßnahmen und Projekte erfolgreich umzuset-
zen. Dies soll neben den Vorhaben der Kommunen auch die strukturwandelbedingten und raum-
relevanten Planungen bzw. Konzeptionen der unterschiedlichen Interessensvertretungen und In-
stitutionen im Rheinischen Revier einbeziehen. 
 
Darüber hinaus würden wir es begrüßen, gegenüber den Regionalräten die Empfehlung auszu-
sprechen, sachliche Teilpläne „Erneuerbare Energien“ zu ihren jeweiligen Regionalplänen aufzu-
stellen. Für diese Vorgehensweise spricht insbesondere die Vorgabe des § 3 Abs. 1 WindBG, die 
Flächenbeitragswerte für die Windenergie bis zum 31.12.2027 in Raumordnungsplänen auszu-
weisen. Damit könnte eine Möglichkeit eröffnet werden, dringende Teilfragen vorab einer plane-
rischen Lösung zuzuführen. 
 
Zudem soll für bereits regionalplanerisch ausgewiesene Flächen für andere wichtige Nutzungen, 
die für erneuerbare Energien umgenutzt werden sollen, nur in Abstimmung mit den betroffenen 
Kommunen Lösungen gefunden werden müssen.   
 
Um das Schutzgut Fläche in Bezug auf einen gering zu haltenden Flächenverbrauch ausreichend 
zu betrachten, sollten die Flächenpotentiale von Gebäuden auch als Alternativprüfung im Sco-
ping des Umweltberichts betrachtet werden. Potenziale an Gebäuden sind als prioritäre Stand-
orte weiterhin der Neuausweisung von Agri-PV und Floating-PV vorzuziehen, um den Zielen der 
Schutzgüter Boden und Fläche gerecht zu werden.  
 
Die Eckpunkte des LEP sehen darüber hinaus vor, die Flächenkulisse für Windenergie auf Ge-
werbe- und Industriegebiete auszudehnen. Um Kommunen Entwicklungsmöglichkeiten zu erhal-
ten und gleichzeitig Anreize für den Ausbau der Erneuerbaren Energien zu setzen, sollten diese 
für Erneuerbare Energien genutzten Flächen in die Bedarfsermittlung von GIB einbezogen wer-
den, um die Flächenkontingente für gewerbliche und industrielle Nutzungen nicht zu reduzieren. 
 
Weiterhin sollte der Landesentwicklungsplan Mindestanforderungen an die Errichtung von Wind-
energieanlagen innerhalb von Waldflächen formulieren. Es ist unklar, ob eine Ausweisung im 
Wald unabhängig vom bestehenden Waldanteil der Kommunen gefordert wird. Zudem sind Rah-
menbedingungen für die Eignung von Waldflächen etwa durch die Vorgabe einer Mindestgröße 
für geeignete Kalamitätsflächen oder die ökologische Wertigkeit des Waldbestandes zu treffen, 
welche in die Untersuchungstiefe der Umweltprüfung einfließen sollten. 
 
Im Einzelnen soll darüber hinaus auf folgende Punkte eingegangen werden: 
 

- Seite 3: Um hochwertige Ackerböden und Bereiche mit besonderer Bedeutung für die Bio-
diversität wirksam zu schützen wird angeregt, das Wort „sollen“ auf Seite 3 durch das 
Wort „müssen“ zu ersetzen, um eine interessengeleitete Abwägung zu vermeiden. 
 

- Auf Seite 11 Absatz „Natura 2000“ werden die Prüfkriterien für die Natura 2000 Gebiete 
dargelegt. So sollen mögliche erhebliche Beeinträchtigungen auf Grundlage der § 34 und 
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36 BNatSchG beurteilt werden. § 34 inkludiert die Kumulationseffekte von anderen Plä-
nen oder Projekten. Dabei ist zu beachten, dass aus europarechtlicher Sicht die Zulassung 
von Windenergieanlagen in Natura 2000-Gebieten grundsätzlich zulässig ist. Die Frage, ob 
ein FFH- oder Vogelschutzgebiet bzw. Teile davon für die Windenergienutzung in Betracht 
kommt, hängt insoweit vom Ergebnis einer Verträglichkeitsprüfung ab. 
 

- Auf Seite 12 Tabelle 2 werden unter 11 die „Übersicht über die Ergebnisse der Umwelt-
prüfung“ dargestellt und unter 11.1 die „Mögliche Betroffenheit von NATURA 2000-Ge-
bieten“. Für eine vollständige überschlägige Prüfung sollte ein Punkt 11.2. „Mögliche Ku-
mulationseffekte“ aufgenommen werden. 
 

- Seiten 5ff: Unter Punkt 4. sollten neben den aufgeführten Zielen des § 2 Abs. 1 UVPG auch 
die in § 2 Abs. 2 UVPG Ziele, namentlich die relevante Anfälligkeit für schwere Unfälle und 
Katastrophen, berücksichtigt werden. 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
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